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Die Regierung müsse einen Gesetzent-
wurf zur Gesundheitsreform vorlegen, erst
dann seien Konsensgespräche möglich, be-
kräftigte kürzlich Herr Seehofer die zen-
trale Forderung der Opposition im Zusam-
menhang mit den Eckpunkten dieses Ge-
setzesvorhabens, die die Ministerin Ulla
Schmidt einer wenig beeindruckten Öf-
fentlichkeit am 5. Februar präsentierte.

In der Tat, gegenüber den im Koaliti-
onsvertrag 2002–2006 genannten Inhalten
eines Reformvorhabens im Gesundheits-
wesen finden sich auch jetzt keine zünden-
den und der Finanzmisere der Kranken-
kassen hilfreichen und notwendigen neu-
en Gedanken. Hat Frau Schmidt eigentlich
ihre vollmundigen Aussagen, die Kranken-
kassenbeiträge würden nicht steigen und
die Defizite der GKV würden sich in noch
akzeptablen Bereichen bewegen, völlig ver-
gessen? Mit keinem Wort finden sich im
Eckpunktepapier Hinweise auf die Finan-
zierung des Vorhabens oder gar, wie man
über eine Beitragssatzsenkung die Lohnne-
benkosten zurückführen und damit einen
erheblichen Beitrag zur wirkungsvollen
Reduzierung der Arbeitslosenzahlen leis-
ten will.

Man wartet nun auf die Ergebnisse des
Darmstädter Ökonomen Bert Rürup, die
die Einnahmenseite der GKV sanieren sol-
len. Mit den vorgestellen 8 Maßnahmen:

▂ Stärkung der Patientensouveränität
und -rechte,

▂ Verbesserung der Patientenversor-
gung,

▂ Verbesserung der Transparenz,
▂ Entscheidungsfreiheit für Versicherte,
▂ Modernisierung der Versorgung, Er-
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▂ Weiterentwicklung des ärztlichen Ver-
gütungssystems,

▂ Verbesserung der Arzneimittelversor-
gung,

▂ Modernisierung der Steuerung/Schaf-
fung eines leistungsfähigen Manage-
ments.

Zur Modernisierung lassen sich vielleicht
die Ausgaben, insbesondere zu Lasten der
Fachärzte, konsolidieren, ob sie allerdings
den erhofften Effekt auf eine gewünschte(?)
Qualitätsverbesserung in der Patientenver-
sorgung auslösen oder gar die Wirtschaft-
lichkeit sichern und die Beiträge stabilisie-
ren, muss ernsthaft bezweifelt werden.

Ohne eine nachhaltige Verbesserung
der Wirtschaftslage mit einer spürbaren
Senkung der Arbeitslosenzahlen und nach-
haltigen Einschnitten in den Leistungska-
talog der gesetzlichen Krankenkassen kann
die Finanzmisere im Gesundheitswesen
nicht bewältigt werden. Unter dem Ein-
druck der satten Mehrheit der unionsge-
führten Länder im Bundesrat nach den
Landtagswahlen und des Patts zwischen
Regierung und Opposition im Vermitt-
lungsausschuss werden die Eckpunkte von
der Gesundheitsministerin und der sie um-
gebenden Traditionalisten der SPD sowie
der selbst ernannten Experten vom Kanz-
leramt und der Regierungskoalition be-
reits jetzt in Frage gestellt.

So hatte Franz Müntefering auf dem
außerordentlichen Ärztetag am 18. Febru-
ar Distanz zu den Plänen der Ministerin
erkennen lassen und die Reform-Eckpunk-
te als Teil eines „Meinungsbildes“ abqua-
lifiziert. Auf der gleichen Veranstaltung
stellte die grüne Fraktionschefin Krista Sa-
ger u.a. die beitragsfreie Familienversiche-

rung in der gesetzlichen Krankenversiche-
rung bei Bestandsschutz für Ältere in Fra-
ge, was nicht im Konzept von Frau Schmidt
vorgesehen ist. Die SPD-Fraktionsvize und
ausgewiesene Sachkennerin des Gesund-
heitswesens Gudrun Schaich-Walch rüt-
telt gar an den Grundfesten der paritäti-
schen Solidarität, den Arbeitgeberanteil
bei den Krankenkassen zeitweise festzu-
schreiben. Parität und Eigenverantwor-
tung der Bürger mit Zielrichtung einer Sen-
kung der Lohnnebenkosten sollen also kein
Tabuthema mehr sein.

Spitzenpolitiker der rot-grünen Koali-
tion gehen auf deutliche Distanz zu ihrer
Gesundheitsministerin. Man geht unüber-
sehbar auf die Union zu, denn eine Ge-
sundheitsreform zumindest ohne Fest-
schreibung des Arbeitgeberanteils und
ohne Eigenbeteiligung als wesentliche
Strukturkomponenten wird mit der Op-
position nicht zu machen sein. Insofern
hat Frau Schmidt ihren einsamen Kampf
einer ideologisch ausgerichteten Struktur-
reform mit Einstieg in eine Staatsmedizin
bereits jetzt verloren.Allerdings darf nicht
ohne Grund vermutet werden, dass es zu
einem innerparteilichen Konsens kommen
kann, den Hausärzten im Rahmen von
Kollektivverträgen die Lotsenfunktion bei
der Patientenversorgung zuzuordnen und
den Krankenkassen die Sicherstellung ei-
ner flächendeckenden, ambulanten, fach-
ärztlichen Versorgung durch Einzelverträ-
ge zu gestatten. Ähnliche Übereinstim-
mungen dürften dann auch zur Liberali-
sierung des Arzneimittelhandels erwartet
werden.

Als Fazit aus den derzeitigen Diskus-
sionen lässt sich gegenwärtig erkennen,
dass sich das Gesundheitswesen unabhän-
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gig von der Lohnsumme entwickeln soll
und somit steigende Belastungen der Ge-
sundheitsausgaben überwiegend durch die
Beitragszahler über Eigenbeteiligung
und/oder Zusatzversicherungen selbst ge-
tragen werden müssen. Inwieweit dann
noch zusätzlicher politischer Mut und Wil-
len bleiben, durch Herausnahme von ver-
sicherungsfremden Leistungen, z. B. Emp-
fängnisverhütung, Mütterkuren, Mutter-
schaftsgeld, Sterbegeld etc., eine weitere
positive Entwicklung der Beitragssatzhö-
he zu erzielen, bleibt abzuwarten. Für die
fachärztliche Versorgungsebene sind in je-
dem Fall einschneidende und folgenschwe-
re Veränderungen zu erwarten. Es bleibt
also spannend, wie der erste Gesetzesent-
wurf im Mai aussehen wird und wie dann
die gespaltene Ärzteschaft darauf reagie-
ren kann oder will.
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Neuer Vorstand des Deutschen
Netzwerk Evidenzbasierte Medizin
e.V.

Am 15. März 2003 wählte die
Mitgliederversammlung des Deutschen
Netzwerk Evidenzbasierte Medizin e.V.
einen neuen Vorstand. Evidenzbasierte
Medizin hat nicht zuletzt aufgrund der
Verankerung in § 137e des SGB V an
Bedeutung für die hochwertige und
humane Versorgung einzelner Patienten
wie auch für die Gesundheitspolitik
gewonnen. Das Deutsche Netzwerk
Evidenzbasierte Medizin e.V. (DNEbM e.V.)
fördert diese Entwicklungen und
unterstützt die Verbreitung und
Fortschreibung von Konzepten und
Methoden der Evidenzbasierten Medizin.

In seiner jährlichen Mitgliederversammlung
hat das DNEbM e.V. einen neuen Vorstand
gewählt. Mit Prof. Dr. Johannes Forster, dem
Chefarzt für Kinderheilkunde, Jugendmedizin
und Neonatologie am Sankt Josefskranken-
haus in Freiburg steht dem Netzwerk ein
Kliniker vor, der die evidenzbasierte Medizin
zum praktischen Alltag gemacht hat.Weitere
Mitglieder des geschäftsführenden Vorstands
sind Dr. rer. nat. Gerd Antes, der bisherige Vor-
sitzende des DNEbM und Leiter des Deutschen
Cochrane Zentrums, Prof. Dr. med. Jürgen
Windeler, der Leiter des Bereiches Evidenz-
basierte Medizin beim Medizinischen Dienst
der Spitzenverbände der Krankenkassen e.V.
und Prof. Dr. med. Dr. rer. nat. Günter Ollen-
schläger, der Geschäftsführer des Ärztlichen
Zentrums für Qualität in der Medizin.
Zu weiteren Beisitzern wurden gewählt: 
Dr. med. Günther Jonitz (Präsident der Ärzte-
kammer Berlin), Frau Dr. med. Regina Kunz
(Arbeitsgemeinschaft Koordinierungs-
ausschuss e.V.), Prof. Dr. med. Dr. phil. Heiner
Raspe (Direktor des Instituts für Sozialmedizin,
Lübeck und Prof. Dr. Matthias Schrappe
(Ärztlicher Direktor am Klinikum der Phillips-
Universität Marburg.
Den Schwerpunkt der Arbeit wird der neue
Vorstand für die kommenden 2 Jahre darauf
legen, EbM “auf den Boden zu bekommen”, so
der neue Vorsitzende, Johannes Forster. Die
Verbreitung hin zu den praktisch tätigen
Ärzten und den Patienten soll vorangebracht
werden durch Aufbereitung der Evidenz, auch

in deutscher Sprache, die Erreichbarkeit mim
Internet, sowie eine qualifizierte Öffentlich-
keitsarbeit.
Anlässlich der Mitgliederversammlung 2003
des DNEbM e.V. wurden zwei neu eingerichtete
Preise verliehen, die “Ehrengabe des DNEbM
e.V.”und die “Jahresgabe des DNEbM e.V.”Die
Ehrengabe soll aus besonderem Anlass und
höchstens alle 5 Jahre an Mitglieder vergeben
werden, die durch ihren persönlichen Einsatz
die Entwicklung des Netzwerks grundsätzlich
und maßgeblich mitgestaltet haben. Die
Ehrengabe 2003 des DNEbM e.V. wurde Herrn
Prof. Dr. Dr. H.H. Raspe verliehen. Die Jahres-
gabe soll zur jährlichen Mitgliederversamm-
lung an die Mitglieder verliehen werden, die
sich für das Netzwerk in besonderem Maß
eingesetzt haben. Die Jahresgabe 2003 des
DNEbM e.V. ging an Dipl.-Ing. Sylvia Sänger,
MPH.

Weitere Informationen finden Sie unter:
http://www.ebm-netzwerk.de
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